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Wechselnde Mehrheiten für SPD 
und Union1 

Seit dem Frühsommer diesen Jahres 
kann das Meinungsklima als ausgespro- 
chen instabil bezeichnet werden. Je nach 
aktueller politischer Lage befindet sich je- 
weils eine der beiden Volksparteien im 
Vorteil, ohne dass erkennbar wäre, dass 
sich damit strukturelle Veränderungen in 
der Wählerschaft ergeben, die das Wahl- 
verhalten langfristig bestimmen werden. 

Diese kurzfristigen Schwankungen 
spiegeln sich auch in der Zufriedenheit mit 
der Bundesregierung wider. Während noch 
bis Anfang Oktober die zu beobachtende 
Unzufriedenheit mit den Leistungen der 

Bundesregierung weiter angestiegen war 
(Infratest dimap), zeichnet sich Ende des 
Monats wieder eine leichte Erholung zu- 
gunsten der Bundesregierung ab (For- 
schungsgruppe Wahlen). Anfang Oktober 
war die gewachsene Unzufriedenheit vor 
allem auf die gewachsene Unzufriedenheit 
im Wählerlager der Union, der Grünen und 
der unentschiedenen Wähler zurückzu- 
führen. 

Allerdings gelingt es der Union nicht, 
von der Unzufriedenheit zu profitieren. Nur 

' Dieser Auswertung liegenfolgende Um- 
fragen zugrunde: Infratest dimap, Deutsch- 
land-Trend Oktober 2000; Forschungs- 
gruppe Wahlen, Politharometer Oktober 
2000. 

Zufriedenheit mit der Bundesregierung 

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der rot-grünen Bundesregierung? Sind Sie damit... 

zufrieden unzfrieden 

Insgesamt                                                   40 (-6)  fZ I 57 

CDU/CSU-Anhänger                                        20(-l2)|  1 
SPD-Anhanger             78 (+7) |  1 -1 
Grüne-Anhänger                       58 (-17)1 ZI42 

FDP-Anhänger                                            30 (+1)1 ZI  70 
PDS-Anhänger                                        43 (+5) fZ ^50 

(Angaben in Klammem: Vgl. zum Vormonat) 
Fehlende Werte zu 100 Prozent: "weiß nicht/keine Angabe" 
Angaben in %, Infratest dimap (Oktober 2000) 
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Entwicklung der Wähleranteile bis Ende Oktober 
24.-29. Aug. 18.-21.Sept. 28.Sept.-4.Okt. 16.- 19,Okt. 

CDU/CSU 34 38 39 37 
SPD 43 40 39 41 
Grüne/Bündnis 90 6 6 6 6 
FDP 8 6 6 6 
PDS 6 5 6 5 
Sonstige 3 5 4 5 
Angaben in % der Wähler 
Infratest dimap (24.-29. August 2(XK); 28.September-4. August 2(KX)); 
Forschungsgruppe Wahlen (18.-21 .September 2000; 16.-19. Oktober 2000) 

ein gutes Viertel (27 Prozent) sind derzeit 
mit der Oppositionsarbeit der Union zu- 
frieden. Somit wird die Union gegenwärtig 
nicht als kompetentere Regierungsalterna- 
tive angesehen. Daher schwanken auch die 
Wahlabsichten deutlich. Ende Oktober 
konnte die SPD ihren Wähleranteil wieder 
leicht ausbauen. Fände die Bundestagswahl 
jetzt statt, so würden nach der neuesten Um- 
frage der Forschungsgruppe Wahlen 41 
Prozent die SPD wählen. Die Unionspar- 
teien erhielten 37 Prozent der Stimmen. In- 
fratest dimap ermittelte Anfang Oktober 
noch ein Patt zwischen den beiden großen 
Parteien mit jeweils 39 Prozent für 
CDU/CSU und SPD. Die Grünen würden 
Wie im Vormonat von 6 Prozent gewählt. 

Die FDP erhielte ebenfalls ca. 6 Prozent und 
die PDS fände bei etwa 5 Prozent der 
Wähler Unterstützung. 

Die Kritik an der Regierung bekommen 
Anfang Oktober vor allem der Bundeskanz- 
ler und der Bundesfinanzminister zu spüren. 
Mit den Leistungen Gerhard Schröders sind 
nur noch 53 Prozent der Bundesbürger zu- 
frieden, während noch im September fast 
zwei Drittel (64 Prozent) seine Amtsführung 
positiv beurteilten. Die positiven Bewertun- 
gen von Hans Eichel haben sich im gleichen 
Zeitraum von 59 Prozent auf 45 Prozent re- 
duziert. Mit den Leistungen von Angela 
Merkel sind 55 Prozent der Bundesbürger 
zufrieden (-4 Punkte). Damit wird sie etwas 
positiver beurteilt als Gerhard Schröder. 

Politikerzufriedenheit 

Und nun geht es um Ihre Meinung zu einigen Spitzenpolitikern von Regierung und Opposition, 

zufrieden unzfrieden 

Joschka Fischer 
Johannes Rau 
Angela Merkel 
Gerhard Schröder 
Edmund Stoiber 
Hans Eichel 
Gregor Gysi 
Walter Riester 
Friedrich Merz 
Wolfgang Gerhardt 

(Angaben in Klammem: Vgl. zum Vormonat; (*) keine Vergleichswerte vorhanden) 
Fehlende Werte zu 100 Prozent: "weiß nicht/keine Angabe" 
Angaben in %, Infratest dimap (Oktober 2000) 

681-5)  | ZI 26 
59<*>    | | 1 31 

551-4)   | 1 ZI 38 
s-w-ml 1 143 

47 1+2) 1 Z]39 
451-14)1 146 

31 (+2 cz ISI 
30(*) nz ZU 5 

26 ( i) i ZI 44 
231-4)  1 1 50 
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Betrachtet man diese Entwicklung nach 
Parteianhängerschaften, so zeigt sich dass 
die wachsende Kritik an der Amtsführung 
Schröders nicht nur auf die Wählerschaften 
der Oppositionsparteien beschränkt ist, 
sondern dass sich auch Anhänger der Grü- 
nen zunehmend unzufrieden äußern (-14 
Prozentpunkte). Bei Hans Eichel erstreckt 
sich die wachsende Unzufriedenheit auch 
auf die eigene Anhängerschaft (-7 Prozent- 
punkte). Am stärksten verloren hat der Bun- 
desfinanzminister allerdings bei Unionsan- 
hängern (-24 Prozentpunkte), was als Fol- 
ge der anhaltenden Diskussion um die Öko- 
steuer zu bewerten ist. 

Arbeitslosigkeit wieder 
dominierendes Thema 

Nachdem im September die Benzin- und 
Energiepreise die politischen Themen do- 
minierten und die Arbeitslosigkeit damit 
erstmals seit mehr als sieben Jahren vom er- 
sten Rangplatz verdrängten, ist das Thema 
Arbeitslosigkeit im Oktober wieder Thema 
Nr. 1. Allerdings sind die Nennungshäufig- 
keiten hier inzwischen deutlich geringer als 
beispielsweise 1999 oder noch zu Beginn 
diesen Jahres. Bei der Frage nach den wich- 

tigsten Problemen in Deutschland entfallen 
auf die Arbeitslosigkeit 46 Prozent der 
Nennungen. An zweiter Stelle rangiert mit 
23 Prozent das Thema Rechtsradikalismus. 
Dahinter folgt mit 17 Prozent der Themen- 
bereich Steuern, Benzin- und Energieprei- 
se, der im September mit 48 Prozent noch 
wichtigstes Thema auf der politischen 
Agenda war. 

Kontroverse Beurteilung der 
geplanten Rentenreform 

Die Beurteilung von Riesters Rentenre- 
form fällt äußerst kontrovers aus. Gegner 
und Befürworter halten sich dabei in der 
Bevölkerung die Waage. Dass die Renten- 
reform in die richtige Richtung geht, mei- 
nen 45 Prozent der Deutschen, 42 Prozent 
sind gegenteiliger Meinung. 

Zustimmung und Ablehnung sind dabei 
stark von der eigenen sozialen und finanziel- 
len Lage abhängig. Auf klare Ablehnung 
stößt die Rentenreform bei Frauen, die nach 
Riesters Äußerungen eigentlich die Gewin- 
ner der Reform sein sollten, bei Arbeitern und 
bei Beziehern niedriger Einkommen. Leiten- 
de Angestellte sowie Bezieher höherer Ein- 
kommen sehen in der Rentenreform mehr- 

Rangfolge politischer Prioritäten 

Arbeitslosigkeit 
Rechtsradikale 
Benzin/Energie 
Asyl/Ausländer 
Renten/Alter 
EU/Euro 
Politikverdruß/Spendenaflare 
Kosten/Preise 
Umweltschutz 
Entspannung/Frieden 

46 (+8) 
1 23(+10) 

ZI I7(-3I) 
141+6) 

1 II (-1) 
6(-l) 
6 (+/- 0) 

(ZZ) 5 (-2) 
ZU 5(+l) 

ZZ 4 (+3) 

(Angaben in Klammem: Vgl. zum Vormonat) 
Angaben in %; Forschungsgruppe Wahlen (Oktober 2(XK)) 
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Bewertung der Rentenreform 

Die Bundesregierung hat ihr Konzept für die Rentenreform vorgestellt. Um die Beiträge für die gesetz- 
liche Rentenversicherung zu begrenzen, soll ab 2011 das Rentenniveau für Neurentner gekürzt und dafür 
bereits ab 2001 die private Altersvorsorge verstärkt steuerlich gefördert werden. Wie ist Ihre Meinung: 
Gehen diese Reformpläne in die richtige oder in die falsche Richtung? 

Insgesamt 

Manner 

Volksschule 
Mittlere Reife/POS 
Abitur/Fachhochschule 

Einkommen: 
unter 3000 DM 
300(1 bis 40(10 DM 
4500 DM u. mehr 

Arbeiter 
Angestellte/Beamte 
leitende Angeslellte 
Freie Berufe/Selbständige 

SPD-Anhänger 
CDU/CSU-Anhänger 
B'90/Grüne-Anhänger 
FDP-Anhänger 
PDS-Anhänger 

richtige Richtung 
45 C 

39 rz 

33 

55 L 
45 C 

52 
59 er 

53 II 

54 
45 C 

falsche Richtung 
142 

Fehlende Werte zu 100 Prozent: "weiß nicht/keine Angabe" 
Angaben in %; Infratest dimap (Oktober 2000) 

Ü37 
1 45 

1 29 
43 

50 

54 

33 
] 35 

JJ3_ 

Zeitlich den richtigen Weg zur Sicherung der 
Altersvorsorge. Damit haben die Rentenre- 
formpläne der SPD zu einer Verunsicherung 
•n deren Stammklientel geführt. 

Bei den SPD-Anhängern kann sich nur 
gut jeder Zweite (54 Prozent) mit den Re- 
formplänen anfreunden, jeder Dritte ist da- 
gegen. Bei den Anhängern von Bündnis 

Auswirkungen der Rentenreform 

Diskutiert wird aktuell insbesondere über die Folgen der Rentenreformpläne für die junge Generation. 
Ich nenne Ihnen hierzu einige Ansichten. Sagen Sie mir jeweils, ob Sie ihnen zustimmen oder sie ab- 
lehnen. 

Die jüngere Generation wird 
durch die Reform gegenüber 
der älteren benachteiligt 

Die private Rentenvorsorge bringt 
den Jungen unter dem Strich mehr   6u 

als die Einzahlung in die gesetz- 
liche Rentenversicherung 
Der Lebensstandard im Alter ist 
durch dieses Modell auch für kün- 
ftige Generationen gesichert 

31 

24 

44 

Fehlende Werte zu 100 Prozent: "weiß nicht/keine Angabe" 
Angaben in %, Infratest dimap (Oktober 2000) 
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90/ Grünen sind 59 Prozent dafür, 28 Pro- 
zent lehnen sie ab. Die höchste Zustim- 
mung ist mit 63 Prozent in den Reihen der 
FDP-Anhängerschaft zu finden. Bei der 
Union sind Befürworter und Gegner in 
zwei gleich große Lager gespalten 
(45:44). 

Riesters Rentenmodell trifft dabei auf 
weit verbreitete Unsicherheit und Skepsis. 
Gegenwärtig sind lediglich 44 Prozent der 
Bundesbürger davon überzeugt, dass das 
vorgeschlagene Modell für die künftigen 
Generationen tatsächlich einen angemes- 
senen Lebensstandard im Alter garantiert. 
Bei 42 Prozent der Deutschen überwiegen 
hingegen die Zweifel. Da sich dieses Bild 
in etwa gleichem Ausmaß durch alle Par- 
teianhängerschaften durchzieht, dürfte 
die SPD mit der Durchsetzung in weiten 
Teilen ihrer Wählerschaft mit Unmut zu 
rechnen haben, was sich bei anhaltender 
Diskussion auch auf die kommenden 
Landtagswahlen in Rheinland-Pfalz und 
Baden-Württemberg auswirken könnte. 

Auch werden die erwarteten Folgen der 
Rentenreform für die jüngere Generation 
zwiespältig wahrgenommen. Auf der ei- 
nen Seite sind 62 Prozent der Ansicht, dass 
die künftigen Rentner gegenüber den heu- 
tigen Ruheständlern benachteiligt wer- 
den. Auf der anderen Seite erwarten 60 

Prozent, dass eine private Altersversor- 
gung lukrativer ist als die gesetzliche Ren- 
tenversicherung und der jüngeren Genera- 
tion letztendlich mehr einbringen wird. 

Mehrheit für Aussetzung der 
Ökosteuer 

Trotz angekündigter Entlastung durch 
Entfernungspauschale und Heizkostenzu- 
schuss votiert die Mehrheit der Bundes- 
bürger (61 Prozent) für das Aussetzen der 
Ökosteuer. Wie bereits im Vormonat be- 
stehen dabei gravierende Unterschiede 
zwischen den Anhängerschaften von Re- 
gierung und Opposition, aber auch zwi- 
schen SPD- und Grünen-Anhängern. Im 
Oktober sprechen sich drei Viertel der An- 

hänger der Grünen für die Beibehaltung 
der Ökosteuer aus. Bei der SPD sprechen 
sich etwa die Hälfte für die Aussetzung (47 
Prozent) bzw. die Beibehaltung der Öko- 
steuer aus (49 Prozent). Bei den Anhän- 
gern der Unionsparteien votieren mehr als 
drei Viertel (79 Prozent) und bei den An- 
hängern der FDP fast zwei Drittel (62 Pro- 
zent) für die Aussetzung der Ökosteuer. 
Von den Anhängern der PDS befürworten 
53 Prozent die Aussetzung (Forschungs- 
gruppe Wahlen, Oktober 2000). 

Insgesamt 

Die EntlastungsmalSnahmen für hohe Knergiepreise sind aasreichend: 

ja nein 

26 I I 

CDU/CSU-Anhänger 
SPD-Anhänger 
B'90/Grüne- Anhänger 
FDP-Anhänger 
PDS-Anhänger 60 

Fehlende Werte zu 100 Prozent: "weiß nicht/keine Angabe" 
Angaben in %, Forschungsgruppe Wahlen (Oktober 2000) 
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Die NPD sollte verboten werden 

ja 

Insgesamt 66 

CDU/CSU-Anhänger 63 |_ 
SPD-Anhänger 74 I 
B'90/Griine-Anhüngcr        66 | 
FDP-Anhänger  57 
PDS-Anhänger 72 I 

Fehlende Werte zu 100 Prozent: "weiß nicht/keine Angabe" 
Angaben in %, Forschungsgruppe Wahlen (Oktober 2(KX)) 

28 

30 
23 

29 

25 

Die nach wie vor von der Mehrheit ver- 
tretene Forderung, die Ökosteuer auszu- 
setzen ist sicherlich auch darin begründet, 
dass die Bundesbürger mehrheitlich die 
von der Bundesregierung beschlossenen 
Kompensationsmaßnahmen nicht für 
ausreichend halten. Nur gut jeder Vierte 
halt die vorgesehene Entfernungspau- 
schale sowie die Heizkostenbeihilfe für 
ausreichend. 

NPD-Verbot stößt auf breite 
Zustimmung 

Das derzeit diskutierte Verbot der 
^PD findet bei zwei Dritteln der Bürger 
Zustimmung. Nur 28 Prozent sprechen 
sich dagegen aus. Für ein NPD-Verbot 

votieren gegenwärtig bei der SPD 74 Pro- 
zent, bei der PDS 72 Prozent, bei Bündnis 
90/Die Grünen 66 Prozent, bei der Union 
63 Prozent und bei der FDP 57 Prozent für 
das Verbot. 

Dieses eindeutige Votum beruht mit 
Sicherheit darauf, dass fast zwei Drittel 
der Deutschen in der NPD eine Gefahr für 
die Demokratie sehen. Hinsichtlich der 
von ihr ausgehenden Gefahr besteht zwi- 
schen den Anhängern der verschiedenen 
Parteien breiter Konsens. 

Außer dem Verbot der NPD sind sich 
die Deutschen allerdings auch weitge- 
hend einig in der Forderung nach schärfe- 
ren Gesetzen zur Bekämpfung des 
Rechtsradikalismus (59 Prozent). Aus- 
nahme sind dabei nur die Anhänger der 
Grünen. Bei ihnen ist jeder zweite gegen 

Die NPD gefährdet die Demokratie 

ja nein 

Ml 132 

59 1 _| 35 

66 C ZI 30 
r  72 |  127 

61  C 1? 

77  1 123 

Insgesamt 

CDU/CSU-Anhänger 
SPD-Anhänger 
B"90/Grüne-Anhänger   72 
FDP-Anhänger 
PDS-Anhänger 

Fehlende Werte zu 100 Prozent: "weiß nicht/keine Angabe" 
Angaben in %, Forschungsgruppe Wahlen (Oktober 2000) 
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die Verschärfung der Gesetze. In der Ein- 
schätzung der Gefährdung durch die 
rechtsextremen Parteien macht die Mehr- 
heit der Bevölkerung dabei keinen nen- 
nenswerten Unterschied in der anti-de- 
mokratischen Haltung von NPD, DVU 
oder Republikanern. Während 13 Prozent 

die NPD und 9 Prozent die DVU und 7 
Prozent die Republikaner jeweils als die 
gefährlichste rechtsradikale Partei be- 
zeichnen, schätzen 61 Prozent alle drei 
Parteien für gleichermaßen gefährlich ein 
(Forschungsgruppe Wahlen, Oktober 
2000). 
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